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Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 6 gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG in

Verbindung mit § 186 Abs. 3 und Abs. 4 Satz 2 AktG 

Die gildemeister Aktiengesellschaft hat in der Hauptversammlung vom 14. Mai 2010 einen

Ermächtigungsbeschluss zum Erwerb eigener Aktien gefasst, der bis zum 13. Mai 2012

befristet ist. Wegen des Ablaufs der Ermächtigung soll die Hauptversammlung eine er-

neute Ermächtigung beschließen, welche ebenfalls eine Laufzeit von zwei Jahren hat.

Durch die vorgeschlagene Regelung soll die Gesellschaft die Möglichkeit erhalten, neben

dem Erwerb über die Börse eigene Aktien auch durch ein öffentliches Kaufangebot oder

eine öffentliche Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten zu erwerben. Dabei

ist der aktienrechtliche Gleichbehandlungsgrundsatz zu beachten. Bei der öffentlichen

Aufforderung zur Abgabe eines Angebots kann jeder verkaufswillige Aktionär entscheiden,

wie viele Aktien und, bei Festlegung einer Preisspanne, zu welchem Preis er diese an-

bieten möchte. Sofern die gesamte Annahme des Angebots bzw. die bei Aufforderung zur

Abgabe von Angeboten abgegebenen gleichwertigen Angebote der Aktionäre das vorge-

gebene Volumen übersteigen, muss der Erwerb bzw. die Annahme im Verhältnis der

jeweils angebotenen Aktien erfolgen. Hierbei soll es allerdings möglich sein, eine be-

vorrechtigte Annahme geringer Stückzahlen bis maximal 100 Stück je Aktionär vorzu-

sehen. Diese Möglichkeit dient dazu, gebrochene Beträge bei der Festlegung der zu

erwerbenden Quoten und kleine Restbestände zu vermeiden und damit die technische

Abwicklung zu erleichtern. 

Der Vorstand soll durch die Hauptversammlung ermächtigt werden, eigene Aktien ohne

weiteren Hauptversammlungsbeschluss einzuziehen (§ 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 6 AktG). Die

vorgeschlagene Ermächtigung sieht dabei entsprechend § 237 Abs. 3 Nr. 3 AktG vor, dass

der Vorstand die Aktien auch ohne Kapitalherabsetzung einziehen kann. Durch Einziehung

der Aktien ohne Kapitalherabsetzung erhöht sich der anteilige Betrag der übrigen Stück-

aktien am Grundkapital der Gesellschaft. Der Vorstand wird insoweit ermächtigt, die Satzung

hinsichtlich der Angabe der sich verändernden Anzahl der Stückaktien anzupassen.

Die Veräußerung eigener Aktien, die aufgrund dieser oder einer älteren Ermächtigung

oder in sonstiger Weise erworben wurden, soll in folgenden Fällen unter Ausschluss des

Bezugsrechts der Aktionäre erfolgen können: 
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a) Mit der Ermächtigung zur Abgabe der erworbenen Aktien an Dritte und zur

Veräußerung der erworbenen eigenen Aktien auch in anderer Weise als über die

Börse oder durch ein Angebot an alle Aktionäre, soweit der Veräußerungspreis

den Börsenpreis nicht wesentlich unterschreitet, macht die Gesellschaft von der

Möglichkeit zum Bezugsrechtsausschluss gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 AktG

in Verbindung mit § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG Gebrauch. Die endgültige Festlegung

des Veräußerungspreises für die eigenen Aktien erfolgt zeitnah vor der Veräu-

ßerung der eigenen Aktien. Diese Möglichkeit dient dem Interesse der Gesell-

schaft und der Aktionäre, da sie der Gesellschaft zu größerer Flexibilität verhilft.

Durch sie können zusätzliche neue Aktionärsgruppe im In- und Ausland be-

worben werden. Sie ermöglicht der Gesellschaft insbesondere, eigene Aktien

beispielsweise an institutionelle Anleger zu verkaufen. Die gesetzlich vorgesehene

Möglichkeit des Bezugsrechtsausschlusses versetzt die Gesellschaft darüber

hinaus in die Lage, sich aufgrund der jeweiligen Börsensituation bietende Mög-

lichkeiten schnell und flexibel zu nutzen, da es nicht der zeit- und kostenauf-

wendigen Abwicklung eines Bezugsrechtshandels bedarf. Die vorgeschlagene

Ermächtigung dient damit der Sicherung einer dauerhaften und angemessenen

Eigenkapitalausstattung der Gesellschaft. Konkrete Pläne für die Inanspruch-

nahme dieser Ermächtigung bestehen derzeit nicht. Der Vorstand wird die jeweils

nächste Hauptversammlung über die etwaige Ausnutzung dieser Ermächtigung

unterrichten.

Die Vermögens- und Stimmrechtsinteressen der Aktionäre werden bei der

Veräußerung eigener Aktien an Dritte unter Ausschluss des Bezugsrechts

auf der Grundlage des § 71 Abs. 1 Nr. 8 S. 5 in Verbindung mit § 186 Abs. 3

S. 4 AktG angemessen gewahrt werden. Die Ermächtigung beschränkt sich

auf maximal 5% des Grundkapitals der Gesellschaft.

Auf die Höchstgrenze werden diejenigen Aktien angerechnet, die während der

Laufzeit dieser Ermächtigung im Rahmen einer Kapitalerhöhung unter Aus-

schluss des Bezugsrechts nach § 186 Abs. 3 S. 4 AktG unmittelbar oder bei

Ausnutzung eines genehmigten Kapitals in Verbindung mit § 203 Abs. 1 AktG

ausgegeben werden. Angerechnet werden ferner diejenigen Aktien, im Hin-

blick auf die ein Wandlungsrecht oder Optionsrecht oder einer Wandlungspflicht

oder Optionspflicht aufgrund von Options- und / oder Wandelanleihen besteht,

die während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts

gemäß §§ 221 Abs. 4, 186 Abs. 3 S. 4 AktG ausgegeben werden. Durch diese

Anrechnung wird die Möglichkeit zum Bezugsrechtsausschluss beschränkt.

Zum Schutz der Aktionäre ist weiter vorgesehen, dass der Aufsichtsrat bestimmen

kann, dass Maßnahmen des Vorstandes aufgrund dieser Ermächtigung nur mit

Zustimmung des Aufsichtsrates vorgenommen werden dürfen. Zugleich ist zum

Schutz der Aktionäre vorgesehen, dass die erworbenen Aktien, wenn sie in an-

derer Weise als über die Börse oder durch Angebot an alle Aktionäre veräußert

werden sollen, nur zu einem Preis veräußert werden dürfen, der den Börsen-

preis von Aktien der Gesellschaft zum Zeitpunkt der Veräußerung nicht wesent-

lich, d.h. keinesfalls um mehr als 5%, unterschreitet. 
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b) Die Gesellschaft soll außerdem in der Lage sein, eigene Aktien zur Verfügung

zu haben, um diese als Gegenleistung im Rahmen von Unternehmenszusammen-

schlüssen oder beim Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen, Unter-

nehmensbeteiligungen oder sonstigen Vermögensgegenständen gewähren zu

können. Der internationale Wettbewerb und die Globalisierung der Wirtschaft

erfordern die Flexibilität, auch eigene Aktien als Gegenleistung anbieten zu

können. Die vorgeschlagene Ermächtigung soll der Gesellschaft daher die

Möglichkeit einräumen, ihr sich bietende Gegebenheiten zum Erwerb von

Unternehmen oder Unternehmensbeteiligungen schnell und flexibel ausnutzen

zu können. Konkrete Pläne für die Ausnutzung dieser Ermächtigung bestehen

derzeit nicht.

Bei der Ausnutzung wird der Vorstand sicherstellen, dass die Interessen der

Aktionäre angemessen gewahrt werden. In der Regel wird er sich bei der

Bewertung der als Gegenleistung zu übertragenden Aktien der Gesellschaft am

Börsenkurs orientieren. Eine schematische Anknüpfung an den Börsenkurs ist

aber nicht vorgesehen, insbesondere um einmal erzielte Verhandlungsergeb-

nisse nicht durch Schwankungen des Börsenkurses in Frage zu stellen. Der Vor-

stand wird die jeweils nächste Hauptversammlung über die etwaige Ausnutzung

dieser Ermächtigung unterrichten.

c) Die Ermächtigung sieht ferner vor, dass die eigenen Aktien unter Ausschluss

des Bezugsrechts der Aktionäre zur Erfüllung von Options- und / oder Wand-

lungsrechten bzw. -pflichten aus ausgegebenen Options- und / oder Wandel-

schuldverschreibungen verwendet werden können. Es kann zweckmäßig sein,

anstelle neuer Aktien aus einer Kapitalerhöhung ganz oder teilweise eigene

Aktien zur Erfüllung der Options- und / oder Wandlungsrechten bzw. -pflichten

einzusetzen. 

d) Eigene Aktien sollen auch Mitarbeitern der Gesellschaft und mit ihr verbundenen

Unternehmen zum Erwerb angeboten werden können. Die Ausgabe eigener

Aktien an Mitarbeiter – in der Regel unter der Auflage einer mehrjährigen an-

gemessenen Sperrfrist – liegt im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre,

da hierdurch die Identifikation der Mitarbeiter mit ihrem Unternehmen und damit

der Steigerung des Unternehmenswertes gefördert werden. 

Die Ermächtigung schafft die rechtliche Möglichkeit, vorhandene eigene Aktien

als Bestandteil eines Vergütungssystems auch den Mitgliedern des Vorstands an-

zubieten und / oder zu gewähren. Die Entscheidung, ob von dieser Möglichkeit

Gebrauch gemacht wird, trifft allein der Aufsichtsrat der Gesellschaft als das

für die Festlegung der Vorstandsvergütung zuständige Organ.

Die eigenen Aktien können dabei auch einem Kreditinstitut oder einem anderen

die Voraussetzungen des § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG erfüllenden Unternehmen

übertragen werden, das die Aktien mit der Verpflichtung übernimmt, sie den

Mitgliedern des Vorstands der Gesellschaft und Mitarbeitern der Gesellschaft

und mit ihr verbundener Unternehmen sowie Mitgliedern der Geschäftsführung

von verbundenen Unternehmen anzubieten und / oder zu gewähren. Der Auf-

sichtsrat kann die an die Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft bzw. der 
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Vorstand kann die an Mitarbeiter der Gesellschaft und mit ihr verbundener

Unternehmen sowie die an Mitglieder der Geschäftsführung von verbundenen

Unternehmen zu gewährenden Aktien auch im Wege von Wertpapierdarlehen

von einem Kreditinstitut oder einem anderen die Voraussetzungen des § 186

Abs. 5 Satz 1 AktG erfüllenden Unternehmen beschaffen und die aufgrund

der vorstehenden Erwerbsermächtigung erworbenen Aktien der Gesellschaft

zur Rückführung dieser Wertpapierdarlehen verwenden.

Die Entscheidung darüber, wie von der Ermächtigung im Einzelfall Gebrauch gemacht

wird, treffen die zuständigen Organe der Gesellschaft; sie werden sich dabei allein vom

Interesse der Aktionäre der Gesellschaft leiten lassen und in der jeweils nächsten Haupt-

versammlung über ihre Entscheidungen gemäß § 71 Abs. 3 S. 1 AktG berichten. Konkrete

Pläne für eine Ausnutzung der Ermächtigung bestehen derzeit nicht.

Bielefeld, im März 2012 gildemeister Aktiengesellschaft

gez. Der Vorstand
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